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Ein Beitrag zur Reorganiſation Europas. 


Die dringende Frage nach dem, was unmittelbar in der 
poſener Frage geſchehen müſſe, hat im Allgemeinen großarti⸗ 
gere politiſche Kombinationen, die an dieſelbe anzuknüpfen 
geweſen wären, etwas zurücktreten laſſen. Die Inſtanz, deren 
Entſcheidung ein Volk im Augenblicke des unmittelbaren Han⸗ 
delns nachſucht, iſt gewiß niemals im Bereiche hiſtoriſcher 
Wahrſcheinlichkeiten zu finden; ſie liegt im ſittlichen Bewußt⸗ 
ſein der Nationen und der Einzelnen. Sicher wenigſtens hätte 
den Polen eine wahrhafte politiſche Weisheit andere Bahnen 
zu gehen geboten, als fie eingefchlagen haben, weil ihr Wille 
bedingt wurde durch nicht zu beherrſchende Leidenſchaft und 
durch ungeſtümes, alles Maaß überſchreitendes Verlangen. 
Andererſeiis aber haben ſich auch die Deutſchen hier in den 
Tagen der Gefahr von der Gewalt des Augenblicks leiten 
laſſen; fie thaten, was fie nicht laſſen konnten und, was 
der Gang der Ereigniffe ſelbſt zu fordern ſchien, das erklä⸗ 
ren fie noch jetzt für geſchichtliche Nothwendigkeit. Auch bei 
ihnen waren weit mehr die Mächte des tief ergriffenen Ge⸗ 
fühls und des auch leidenſchaftlich erregten Willens unmittelbar 
thätig, als die ruhige Reflexion und der bedächtige Hinblick 
auf alle nur möglichen hiſtoriſchen Konſequenzen. Wir wiſſen 
es alle, daß ſich Geſchichte unter uns zugetragen, aber wir 
wiſſen auch, daß ohne Leidenſchaft etwas Bedeutſames in der 
Geſchichte nie geſchieht. Nur der hervorragendſte, umfaſſendſte 
Geiſt mag ſich einzig leiten laſſen durch das, was die ge⸗ 
ſchichtliche Weltlage ihm wünſchenswerth zu machen ſcheint; 
wenn er aber ſeinem ſittlichen Gefühle und dem Einfluß des 
unmittelbaren Eindrucks dabei gänzlich Schweigen gebietet, 
wird auch er leicht dem Strome der wahren Geſchichte ent⸗ 
rückt werden. Freilich wird der Beſonnene niemals den tiefe⸗ 
ren Zuſammenhang der Ereigniſſe aus den Augen verlieren; 
aber erſt nachdem gehandelt iſt, wird es möglich ſein, das 
Geſchehene ganz und gar mit Bewußtſein dem Zuſammenhange 
der europäiſchen Verhältniſſe einzureihen. Dann aber wird 
das wirklich richtige, aus echtem ſittlichen Triebe hervorge⸗ 
gangene Handeln ſeine Rechtfertigung in der Uebereinſtim⸗ 
mung des Vollbrachten mit den Forderungen der hiſtoriſchen 
Entwickelung finden. 

Es wird nun auch an der Zeit ſein, Argumentationen, wie 
die der vorliegenden Schrift, denen wir eine tiefere Begrün⸗ 
dung und allgemeinere Wahrheit zugeſtehen müſſen, zu ver⸗ 
gleichen mit dem Standpunkte, auf den uns die Entwickelung 
der Ereigniſſe gebracht und den unſer Bewußtſein bisher als 
den richtigen anerkannt hat. Denn wenn wir uns auch immer 
auf die allgemeine geſchichtliche Wahrheit berufen haben, in⸗ 
dem wir zur Löſung der polniſchen Frage eine durchgreifende 
Trennung der Nationalitäten verlangten, ſo iſt es uns doch 
nicht eingefallen, überhaupt den nationalen Standpunkt als 
den einzigen oder als den höchſten bei Betrachtung geſchicht⸗ 
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licher Verhältniſſe anzuſehen; nur weil ſie zunächſt angegrif⸗ 
fen und am unmittelbarſten betheiligt war, betonten wir das 
Recht unſerer Nationalität und was unſer Herz am wärm⸗ 
ſten ſchlagen machte, davon ließen wir uns zum Handeln be⸗ 
geiſtern, während die allgemeinere Erwägung aller hiſtoriſchen 
Geſichtspunkte ruhigeren Zeiten vorbehalten bleiben mußte. 
Der Grundgedanke der vorliegenden Schrift iſt: Polen 
muß mit Preußen (das ſelbſt hinfort nur ein Glied des gro⸗ 
ßen deutſchen Reiches iſt) in eine Union treten, in welcher es 
ſeine beſondere nationale Verfaſſung und Verwaltung bewah⸗ 
ren, aber mit Preußen ein gemeinſames Centrum der öffent⸗ 
lichen Auctorität haben wird (was folgt: „dem einen und 
ſelbigen Könige huldigend, der abwechſelnd in Berlin und in 
Warſchau reſidiren wird“, iſt jedenfalls eine viel weitere Con⸗ 
ſequenz, die am beſten ganz bei Seite liegen bleibt). Der 
Beweis dieſer Behauptung wird zunächſt daraus geführt, daß 
die Errichtung eines neuen, ganz ſelbſtſtändigen Polenreiches 
mit unüberwindlichen Schwierigkeiten umgeben ſei. 
Dieſe Schwierigkeiten liegen zunächſt in der geographiſchen 
Lage, denn Polen iſt ein Binnenland ohne Antheil an der 
Meeresküſte. Würde es zum ſelbſtſtändigen Reiche, ſo wäre 
der Kampf mit Preußen um die Oſtſeeküſte unvermeidlich. Po⸗ 
len aber bedarf zur Heilung ſeiner tiefen Wunden des Friedens, 
den ihm nur eine feſte Union mit Preußen gewähren kann. 
— Wichtiger erſcheint uns die aus dem innern Zuſtande Po⸗ 
lens hergeleitete Beweisführung. „Polen iſt mit der Anarchie 
zu Grunde gegangen und das neue Polen würde mit der Anar⸗ 
chie beginnen.“ Es fehlt ihm jeder innere politiſche Halt — 
darum muß es ein Centrum der Auctorität im Auslande ſu⸗ 
chen. „Nur die Verbindung mit Preußen kann Polen vor 
einem Bürgerkriege bewahren und ihm eine organiſche politi⸗ 
ſche Entwickelung verbürgen.“ — Ferner iſt Polen ein acker⸗ 
bautreibendes Land, ihm fehlt das bürgerliche Ele- 
ment; deshalb muß es in einem auch gewerblichen Lande, 
wie Preußen es iſt, ſeine Ergänzug erhalten. — Durch eine 


ſolche Verbindung wird Preußen nicht aufhören, ein deutſcher 
Staat zu ſein; aber nicht deshalb, weil, wie der Verfaſſer ſagt, 


Deutſchland überhaupt niemals ein National⸗Saat werden 
könnte. Denn daß es dies werde, ob auch noch fo ſehr der 
Slawismus ſich bis zum Fichtelgebirge vordränge, dafür bürgt 
uns der eben mächtig erwachte nationale Sinn unſeres Vol⸗ 
kes, das fordert unabweislich der Ruf der Geſchichte, welche 
die Staaten durch die Völker gebildet wiſſen will. — Aber 
wohl deshalb, weil eine freie Vereinigung der Nationalitäten 
überhaupt Aufgabe der Zukunft iſt und weil, je unbefangener 
das Verhältniß der Völker zu einander iſt, deſto ausgeprägter 
jedes einzelnen Volksthümlichkeit bleiben wird. Wenn alſo 
der Bundesſtaat Deutſchland auf dem Boden der deutſchen 
Nationalität eine Wahrheit geworden iſt, ſo hindert gar nichts, 
daß mit ihm durch Vermittelung eines ſeiner Glieder andere, 
ſlawiſche, Völker in einen Staatenbund treten, vorausgeſetzt 
daß ſie, wie ja auch der Verfaſſer will, ihre eigene Verfaf⸗ 
ſung und Verwaltung behalten. So lange dies aber ſtattfin⸗ 
det, werden ſie eben ſo wenig ihre politiſche Selbſtregierung 


als ihre nationale Eigenthümlichkeit einbüßen. Sie werden 
jedoch mit Preußen, dem Gliede des Bundesſtaats Deutſch⸗ 
land, nicht wiederum einen Bundesſtaat, ſondern einen 
Staatenbund bilden. Das erſtere wäre eine Unmöglichkeit, 
das letztere iſt es nicht. Es iſt ganz wahr, daß „alle Ideen 
von der Unterdrückung der Nationalitäten und dem Aufdrän⸗ 
gen einer fremden Nationalität verſchwinden müſſen“, daß ſie 


„ſchon verſchwunden find vor dem beſſeren Geiſte aller er⸗ 
leuchteten Männer unſrer Zeit“, daß ſich „an den Sozialis⸗ 


mus der Individuen und der Stände der Sozialismus der 
Nationalitäten anſchließt“ d. h. die freie Vereinigung der 
ſelbſtſtändig beſtehenden, aber nicht eine communiſtiſche Natio⸗ 
nalitäts⸗Gemeinſchaft aller Völker. Wir geben gern zu, daß 
eine Germaniſirung Polens des Zeitgeiſtes unwürdig wäre 
und daß weder der Gegenſatz der Eigenthümlichkeit, noch der 
Religion beider Völker ihre freie Aſſociation unmöglich macht; 
wir wollen auch die Nothwendigkeit einer gegenſeitigen Ergän⸗ 
zung anerkennen. Aber das widerſtrebt nicht im Mindeſten 


unſerer Behauptung, daß das innere Leben eines Staates 


von der Nationalität getragen und bedingt wird. 1 N 
Der Verfaſſer entwickelt nun, wie die geographiſchen Ver⸗ 


hältniſſe Europa's ebenſowohl einen baltiſchen (alſo polniſch⸗ 


preußiſchen), als einen Bundesſtaat (wir würden ſagen Staa⸗ 


tenbund) der Donauvölfer, jenen unter Preußens, dieſen unter 


Oeſterreichs Hegemonie verlangen. Deutſchland genügt ſo ſeiner 
Vermittelungsaufgabe zwiſchen dem Oſten und Weſten Eu⸗ 
ropa's; es wird der „wahre Repräſentant des höheren Sozia⸗ 
lismus — eines Sozialismus, der auch die Beziehungen der 
Völker regeln muß und vor welchem die Vorſtellungen exclu⸗ 
ſiver Nationalitäten und dominirender Staatsgewalten ver⸗ 
ſchwinden müſſen.“ Aber eben deshalb werden die Beziehun⸗ 
gen Deutſchlands zu allen übrigen Nationen andere ſein müſ⸗ 
fen, als die Verhältniſſe feines innern Staatslebens, das 
ohne dominirende Staatsgewalt überhaupt gar kein Staats- 


und darum auch kein Volksleben wäre. „Ueberall wird ſich 


zuſammen thun, was zuſammengehört; nicht aber bloß nach 
den Formen ſtaatlicher Einheit“ (dieſe werden nur die einzel⸗ 
nen Nationalitäten umſchließen), „ſondern als eine Völker⸗ 
Geſellſchaft, durch den Föderalismus in mannigfaltigen For⸗ 
men mit einander verſchlungen, jedes Glied in ſeiner Eigen⸗ 
thümlichkeit frei“ (alſo doch wohl auch in der politiſchen Aus⸗ 
prägung ſeiner nationalen Eigenthümlichkeit? ). 
Wenn man ſich aber, um der Nationalität alles Recht bei 
Entſcheidung politiſcher Fragen beſtreiten zu können, auf be⸗ 
ſtehende Verhältniſſe beruht; wenn man, wie der Berfaſſer, 
daran erinnert, daß die Schweiz theilweiſe deutſch, theilweiſe 
franzöſiſch, theilweiſe italieniſch ſei, daß das deutſche Elſaß ohne 
Widerſtreben dem Staate Frankreich angehöre, ſo ſpricht aus 
dieſen Beiſpielen nur das Recht der Vergangenheit, nicht das 
der Zukunft. Die Anführung der Czechen in Deutſchland, der 
Provencalen und Bretonen in Frankreich, der Walliſer, Schot⸗ 
ten und Iren in England u. ſ. f. gehört aber vollends nicht 
hierher: das ſind Nationalitäten, die längſt jeden Anſpruch 
auf eigene geſchichtliche Exiſtenz verloren haben und auch der 
Verfaſſer wird ſicherlich nicht verlangen, daß im deutſchen 
Bundesſtaate die Czechen, in einem franzöſiſchen die Bretonen 
und Provencalen u. ſ. f. gleichberechtigt neben die Deutſchen 
und Franzoſen treten ſollen. Ganz anders iſt es mit den 
Polen; haben ſie nicht die Fähigkeit, als eine völlig ſelbſtſtän⸗ 
dige europäiſche Macht den beſtehenden zur Seite zu treten, 
ſo ſind ſie doch noch nicht zu der Unbedeutſamkeit herabgeſunken, 
in der wir die Böhmen, Walliſer, Provencalen u. ſ. f. fin⸗ 
den. — Sollen ſie aber zu Deutſchland und Preußen in ein 
föderatives Verhältniß treten, ſo dürfen ſie auch nicht in eine 
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völlige Vermiſchung mit den Deutſchen gerathen. Denn die 
Nationalitäten ſind freilich nicht von einander getrennt, wie 
„die Felder auf dem Schachbrette“; wo aber zwei Völker, jedes 
mit beſonderer „Verfaſſung und Verwaltung“ neben einander 
beſtehen ſollen in freier Vereinigung, da kann nichts anderes, 
als die Nationalität, ihre Grenze bezeichnen. Nur wo eine 
derartige freie Scheidung geſchehen, wo alſo eine Erhaltung 
der Selbſtſtändigkeit beider Nationalitäten verbürgt iſt, wird 
jede Möglichkeit eines Nationalkrieges aufhören. Wo es aber 
einmal zum Conflict zweier Nationalitäten gekommen iſt und 
zwar aus keinem andern Grunde, als weil die eine der an⸗ 
dern den Raum zu unbehinderter Entwickelung ſtreitig gemacht 
hat: da giebt es kein andres Mittel, als daß die Nationali⸗ 
täten ſich, ſo weit es möglich iſt, ſcheiden — jedenfalls ſo 
weit, daß die einmal wachen Regungen des Nationalhaſſes 
keine Nahrung mehr finden. Der wohlthätige Einfluß der 
Zeit wird dann die inneren Stützen des friedlichen Neben⸗ 
einanderbeſtehens je mehr und mehr befeſtigen und erſt, wenn 
dies geſchehen, werden die „immer zurückbleibenden gemiſchten 
Grenzgebiete die nationale Vermittelung befördern.“ — Die 
Ausdehnung aber ſolcher Grenzgebiete, die mit einem Unter⸗ 
laſſen der Demarkation gleichbedeutend ſein würde, hieße eben 
nichts weiter, als den feindlichen Gegenſatz der Nationalitäten 
zu einem permanten machen. Das hat, wenn die innere 
Nothwendigkeit der Sache noch nicht begriffen ſein ſollte, die 
Entwickelung der Ereigniſſe hier in der Provinz ſelbſt bewieſen. 
Wenn wir ſo die Berechtigung der Nationalität innerhalb 
ihrer Grenzen feſthalten und damit nach wie vor die Noth⸗ 
wendigkeit einer Demarkationslinie in der Provinz Poſen be⸗ 
haupten: ſo können wir der weitern Darſtellung eines ſolchen 
föderativen deutſch⸗ſlawiſchen Staatenbundes, wie ſie der Ver⸗ 
faſſer giebt, im Allgemeinen unſern Beifall nicht verſagen. 
Bereichert durch das Hinzukommen der deutſch⸗ruſſiſchen Oſtſee⸗ 
Provinzen wird er, ohne daß die in ſich unhaltbare Anſicht 
von einer polniſchen Vormauer gegen deu Oſten wahr würde, 
Rußland zwingen, ſich ſeiner einzigen Beſtimmung gemäß gen 
Aſien zu wenden und mit beſcheidener Hinnahme jedes Bil⸗ 
dungskeimes, den ihm der Weſten reicht, aus der anmaßend 
drohenden Stellung gegen Europa herauszutreten. Eine Ver⸗ 
einigung ruſſiſcher und europäiſcher Kultur iſt gegenwärtig 
unmöglich; wohl aber eine Heranbildung der aſiatiſchen Bar⸗ 
barei zur europäiſchen Civiliſation durch die Vermittelung des 
ruſſiſchen Lebens, das dem aſiatiſchen ja fo nahe ſteht. — Durch 
Preußen tritt dann Deutſchland in die Verbindung mit dem ſla⸗ 
wiſchen Oſten und dem ſkandinaviſchen Norden, wie durch Oeſter⸗ 
reich mit den ſüdlichen Slaven an der Donau und mit Ita⸗ 
lien; Deutſchland wird, was es ſein ſoll, der Mittelpunkt des 
europäiſchen Lebens. Ob dazu aber an Deutſchlands Spitze 
gerade ein Directorium von den drei Gliedern: Preußen, 
Oeſterreich und dem (ebenfalls gewählten) Vorort der übrigen 
deutſchen Staaten gebildet, nöthig ſei, dem ein Bundesrath 
(in dem je des Land nach ſeiner Bevölkerung vertreten iſt) zur 
Seite ſteht: das mag auf ſich beruhen. Wir wollen freilich 
keine Centraliſation, aber doch eine ſtarke politiſche Einheit. 
Die letztere tritt bei dem Verfaſſer ſehr in den Hintergrund. 
Jedenfalls aber gehört ſeine Schrift zu dem Leſenswertheſten, 
was uns die jüngſte Vergangenheit gebracht hat und der Sinn, 
in dem ſie geſchrieben, iſt ein edler und großer. Trotz aller 
Meinungsverſchiedenheit im Einzelnen verkennen wir nicht die 
Wahrheit der Schlußworte: „Der deutſche Geiſt, das iſt der 
wahre Kaiſer. Er wohnt nicht in Frankfurt noch auch in 
Wien oder Berlin; er iſt hier und dort und allerwegen und 
wird herrſchen bis an das Ende der Tage.“ N 
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Deutſche Volksverſammlung im Odeum. 
ed e nut Am 9. Juli. il nik 
Die Verfammlung wird durch den Rektor Vanſelow, 
in Vertretung des abweſenden Ordners Dr. Barth eröffnet. 
Dr. Wendt jun. berichtet Namens des Comité, daß aus 
Frankfurt g. M. die beiten Nachrichten über den Stand un⸗ 
ſerer Angelegenheiten eingegangen, es ſei mit Gewißheit zu 
erwarten, daß in der nächſten Zukunft unſere Sache zur Ent⸗ 
ſcheidung kommen werde, daher wir denn im Laufe der nächſten 
Wochen ſchon über unſer Schickſal Aufſchluß haben dürften. 
Er berichtet ferner, daß, nach einem heut eingegangenen 
Schreiben des Central⸗Bürgerausſchuſſes zu Bromberg, die 
Meinungsdifferenz Rückſichts der Einverleibung des ganzen 
Großherzogthums in den deutſchen Bund nunmehr ausgegli⸗ 
chen ſei, indem der gedachte Bürgerausſchuß ſich der Reorga⸗ 
niſation nicht widerſetzen, vielmehr vereint mit dem Comité 
für deren ſchleunige Ausführung wirken wolle. Das diesfäl⸗ 
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lige Schreiben wird perleſen. 
Hierauf nimmt Hr. Aſſeſſor Herzberg das Wort, ex be⸗ 
ſpricht das in der heutigen Zeitung in Betreff der Bürger⸗ 


wehr enthaltene Inſerat. Er hätte gewünſcht, hierüber gar 


nicht ſprechen zu dürfen, doch ſei er es der Ehre der ganzen 
Bürgerwehr ſchuldig, hier öffentlich zu erklären, daß er der 
feſten Meinung fet, dieſes Inſerat ſei nur von einer bekann⸗ 
ten feindlichen Parthei ausgegangen, er habe in dieſem Sinne 
ein Plakat bereits erlaſſen und bitte, die Sache nunmehr auf 
ſich beruhen zu laſſen, da ein großes Unglück für das ganze 
Inſtitut dadurch entſtehen würde, falls es ſich herausſtellen 
ſollte, daß, wie er indeß bezweifle, dieſes Inſergt wirklich von 
Mitgliedern der Bürgerwehr erlaſſen wäre. * 
Hr. Brühl tritt dem früheren Redner bei, beantragt 
jedoch die Ernennung einer Deputation, welche von der Zei⸗ 
tungs⸗Redaktion die betreffenden Namen zu erfahren ſuchen ſoll. 

Hr. Lehrer Roſenberg fühlt ſich gedrungen, öffentlich 
zu erklären, daß ſeine chriſtlichen Kameraden ſtets freundlich 
und liebevoll gegen ihn und feine Glaubensgenoſſen ſich be— 
nommen, es ſei nie auch nur die geringſte Feindſeligkeit, viel⸗ 
mehr die beſte Kameradſchaft zu bemerken geweſen, und er 
ſei daher feſt der Ueberzeugung, daß jenes ſchändliche Inſerat 
keinen Bürgerwehrmann zum Verfaſſer habe. 

Hr. Herzberg ehrt das, was der vorige Redner geſpro⸗ 
chen, bittet jedoch, das Geſchehene zu vergeſſen und dieſe un⸗ 
angenehme Angelegenheit auf ſich beruhen zu laſſen. 

Der Ordner ſtellt hiernächſt den von Hrn. Brühl for⸗ 
mirten Antrag zur Abſtimmung, welcher jedoch mit großer 
Majorität verworfen wird. 

Hiernächſt ſpricht Hr. Michaelis Breslauer über das 
von Hrn. Herzberg erlaſſene Plakat, er ehre zwar des Hrn. 
H. Geſinnungen, glaube jedoch, daß er uns durch dieſes Plakat 
nur einlullen wolle, dies ſei kein energiſches Handeln, welches 
hier ſo ſehr nöthig ſei; er bittet, daß Hr. H. als Kommandeur 
ſämmtliche Mitglieder der Bürgerwehr zur ſchriftlichen Erklä⸗ 
rung darüber auffordern möchte, daß jenes Inſerat von keinem 
der Bürgerwehrmänner ausgegangen. 

Hr. Herzberg lehnt dieſes Anerbieten als unpraktiſch 
ab, er wiederholt, daß durch Erforſchung der Namen nur 
das größte Unglück hereinbrechen würde, daher er ſich denn 
niemals dazu bewegen laſſen werde, die Namen jener Verfaſ⸗ 
ſer, Falls ſie ihm bekannt würden, zu veröffentlichen; übri⸗ 
gens ſpreche er auch der Volksverſammlung das Recht ab, 
über den Breslauerſchen Antrag zu entſcheiden, da dieſe 
nicht aus lauter Bürgerwehrmännern beſtehe. 

Hr. Polizeirath Hirſch meint, daß die in Rede ſtehende 


Thatſache von dem vorigen Redner viel zu ſchonend mit dem 
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Worte ungerecht bezeichnet worden, er müſſe ein Verfahren, 
wie jenes Inſerat, durch welches das ganze Inſtitut der Bür⸗ 
gerwehr compromittirt werde, niederträchtig nennen; er wolle 
zwar auch den ganzen Vorfall vergeſſen wiſſen, glaube jedoch, 
daß es ſehr zur Entkräftung deſſelben beitragen würde, wenn 
jetzt recht viele Bürger noch in die Bürgerwehr einträten, 
wozu er hierdurch dringend auffordere. Hr. Hirſch bringt 
ferner den in der heutigen Zeitung enthaltenen Proteſt an die 
National⸗Verſammlung in Frankfurt a. M. zur Sprache und 
erklärt, daß ihm der Bürger Opitz die Verſicherung gegeben, 
jenen Proteſt nicht unterſchrieben zu haben. Hr. Jaffé be⸗ 
ſtätigt dies Namens des Comité's und bemerkt, daß bereits 
durch eine notarielle Erklärung feſtgeſtellt worden, wie der 
größte Theil jener Unterſchriften falſch ſei. Das Nähere hier⸗ 
über wird das Comité ſeiner Zeit veröffentlichen. 
Nachdem hierauf Hr. Brühl ums Wort gebeten und 
unter großer Unruhe die Tribüne betreten, macht derſelbe die 
Mittheilung, daß er erfahren, wie am 15. d. M. Handwerker 
die hieſigen Bäcker⸗ und Bierläden ſtürmen und demoliren 
wollen, er beantrage daher, den Magiſtrat zu veranlaſſen, 
daß jetzt billigere Brod- und Bierpreiſe feſtgeſetzt würden, da 
nur dies das einzige Mittel ſei, den drohenden Sturm zu 
beſchwö'ren. 22% 11 us e e 
Hr. Meyer widerſpricht mit größter Indignation det 
Brühlſchen Behauptung; er, ꝛc. Meyer, hieſelbſt Hand⸗ 
werker, gehöre dem Handwerkervereine an und habe die beſte 
Gelegenheit, deren Geſinnungen zu erforſchen, er müſſe daher 
die Anführung des vorigen Redners für eine Verläumdung 
e e eee pille, 24 

Hr. Herzberg ſpricht ebenfalls dagegen, während Hr. 
Brühl, trotz der heftigſten Unruhe, nochmals, und zwar ganz 
unverſtändlich, ſeinen früheren Antrag wiederholt. 

Dierauf ſtellt Hr. Breslauer den Antrag darauf, daß 
das vielbeſprochene Inſerat von der Verſammlung als nieder⸗ 
trächtig erklärt werde. Dem widerſpricht Hr. Herzberg, da 
er die Volksverſammlung zur Abgabe einer ſolchen Erklärung 
nicht für competent erachten könne, indem dieſe ſich nicht in 
die Angelegenheiten der Bürgerwehr zu miſchen habe. Dage⸗ 
gen opponirt Hr. v. Schreeb kräftig, er gebe zwar zu, daß 
die Volksverſammlung der Bürgerwehr keine Vorſchriften zu 
machen habe, nichtsdeſtoweniger halte er dieſe Angelegenheit 
als gerade vor das Forum der Volksverſammlung gehörig, er 
beantrage daher, daß dieſelbe die Geſinnung, die jenes Inſerat 
hervorgerufen, als niederträchtig erkläre. Dieſe Erklärung 
erfolgte durch allgemeine Acelamation der Verſammlung, welche 
demnächſt vom Ordner geſchloſſen wurde. L. 


Konſtitutioneller Klubb. 
Sitzung vom 10. Juli. 

Vorſitzender Hr. Direktor Barth. Der Entwurf der in 
der letzten Sitzung beſchloſſenen Adreſſe an den patriotiſchen 
Verein wird vorgeleſen. Er wird nach kurzer Diskuſſion mit 
geringfügigen Abänderungen angenommen. Die Adreſſe lautet: 

„Dem patriotiſchen Verein in Berlin erklärt hierdurch der 
konſtitutionelle Klubb, indem er — ohne genaueres Ein⸗ 
gehen in das Glaubensbekenntniß des patriotiſchen Vereins 
— die Kräftigung und Ausbildung der konſtitutionellen Mo⸗ 
narchie auch als das Ziel ſeiner Beſtrebungen anerkennt, ſich 
gern bereit, demſelben in Unterdrückung des von einer ver⸗ 
blendeten Partei hervorgerufenen anarchiſchen Treibens die 
Hand zu reichen, und ſieht demnach der Ueberſendung von 
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100 Exemplaren der von dem patriotiſchen Vereine ausge⸗ 
henden Druckſchriften mit Dank entgegen. Erin 
Poſen, den 10. Juli 1848. 2 10 
Der konſtitutionelle Klubb.“ 
Es wird demnächſt beſchloſſen: e 
J) daß künftig kurze Erwiederungen und perſönliche Bemer⸗ 
kungen vom Platze aus geſprochen werden dürfen, wenn 
das Verlangen zu reden durch Aufſtehen zu erkennen 
gegeben wird; N 
2) daß vor dem jedesmaligen Schluß einer Debatte dem 
Antragſteller das letzte Wort zuſtehen ſoll. 
Nachdem der Sprecher mitgetheilt hat, daß das gegenwärtig 
benutzte Lokal (im vorderen Theile des Odeums Parterre rechts) 
während der nächſten Wochen noch zur Dispoſition des Klubbs 
ſtehe, wird die Sitzung geſchloſſen. 1200 
Die nächſte Sitzung findet Montag den 17. Juli 
Abends 7 Uhr ſtatt. Gegenſtand der Beſprechung iſt der 
Verfaſſungsentwurf von §. 33. ab: von den Miniſtern, 
— von den Kammern. 


SAL 


| Erwiederung. 

Nach der in der erſten Nummer der Ergänzungsblätter 
enthaltenen Mittheilung über die Verhandlungen in der Volks⸗ 
Verſammlung vom 24. Juni d. J. hat Herr Haſſenkrug 
Folgendes öffentlich geäußert: 

„Brüder, hat denn unſere Rechtspflege nicht ſtill geſtan⸗ 
den? Brüder, im vorigen Jahre, im Auguſt, habe ich 
eine Wechſelklage eingereicht und in dieſem Jahre den 
30. Juni ſteht der erſte Termin an. Heißt das nicht 

ſtillgeſtanden? Heißt das ſchnelle Juſtiz? u. ſ. w.“ 

Es kann nicht zweifelhaft ſein, daß Herr Haſſenkrug 
ſeine bei dem hieſigen Land⸗ und Stadtgerichte ſchwebende 
Prozeßſache wider die H....Ichen Erben gemeint hat, denn 
nur bei dieſer trifft der angegebene Terminstag zu. Dies 
vorausgeſetzt, enthält die Aeußerung des Hrn. Haſſenkrug 
Unwahrheiten. N 


Herr Haſſenkrug hat aus einem wechſelförmigen Schuld⸗ 
ſcheine einer nicht wechſelfähigen Perſon Klage erhoben. Von 
einer Wechſelklage hat daher nicht die Rede ſein können, 
auch iſt in der That nur im gewöhnlichen Prozeſſe geklagt 
worden. ud 

Sodann hat Herr Haſſenkrug gleich nach Einreichung 
der Klage das Ableben ſeines Schuldners angezeigt. Es iſt 
ihm daher am 25. Auguſt v. J. aufgegeben worden, zuvör⸗ 
derſt die Erben zu bezeichnen. ) 

Demnächſt hat derſelbe in einer neuen Klagſchrift vom 7. 
Dezember v. J. die Erben namhaft gemacht und, da dieſe 
zum Theil noch minderjährig ſind, den Antrag geſtellt, die 
Bevormundung herbeizuführen. Zu dieſem Zwecke iſt an die 
zweite Abtheilung des Gerichts, als die vormundſchaftliche 
Behörde, am 9. Dezember v. J. verfügt worden. Aus dem 
hierdurch herbeigeführten Erlaſſe des vormundſchaftlichen Ge⸗ 
richts hat ſich jedoch ergeben, daß Zahl und Namen der be⸗ 
vormundeten Erben mit den diesfälligen Angaben des Herrn 
Haſſenkrug nicht übereinſtimmen. Dies iſt demſelben be⸗ 
kannt gemacht und es iſt ſeine weitere Erklärung darüber ge⸗ 
fordert worden, indem es Sache eines jeden Klägers iſt, ſich 
darüber auszuſprechen, gegen wen er ſeine Klage richte. 

Herr Haſſenkrug hat hierauf am 27. März d. J. ſeine 
Klage vervollſtändigt und am 1. April iſt die Einleitung des 
Prozeſſes verfügt worden. Der Termin iſt auf den 30. Juni 
hinausgeſetzt worden, nicht blos mit Rückſicht auf die größere 
Anzahl der Erben, auf die dem Vormunde der Minderjähri⸗ 
gen zu gewährenden geräumigeren Friſt zur Information und 
auf die ungeregelten Zeitverhältniſſe, ſondern hauptſächlich 
deshalb, weil eine der mitverklagten Perſonen im Königreiche 
Baiern wohnt und die durch das ausländiſche Gericht zu be⸗ 
wirkende Ladung derſelben mit Zeitverluſt verknüpft geweſen 
iſt. Dies iſt das den Akten entnommene Sachverhältniß. 


Poſen, am 10. Juli 1848. 
Seger. 
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